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chungsausschusses zum hava-
rierten Atommülllager in dem 
früheren Salzbergwerk Asse 
bei Wolfenbüttel zogen am 26. 
September 2012 die nieder-
sächsischen Parteien der Re-
gierungskoalition CDU und 
FDP in Hannover. Sie ge-
langten zu dem Urteil, der 
Atommüll sei in der Asse wi-
derrechtlich und geheimnis-
krämerisch eingelagert wor-
den. Der Abschlußbericht soll 
am 18. Oktober 2012 vom 
Untersuchungsausschuß be-
schlossen und anschließend 
im November vom Plenum 
des niedersächsischen Land-
tages beraten werden.

Neben dem gemeinsamen Be-
richt wollen auch die drei Op-
positionsparteien SPD, Grüne 
und Linke getrennte Minder-
heitsberichte vorlegen. Aber 
bereits die Einschätzung der 
Mehrheitsfraktionen ist eine 
vernichtende Kritik an Schlam-
pereien in dem havarierten 
Atommülllager, an fehlender 
Neutralität und „ungenügen-
der Objektivität“ früherer Gut-
achter. Entgegen anderslau-
tender Behauptungen sei es in 
der Asse nie um Forschung, 
sondern stets nur um die Be-
seitigung von Atomabfällen 
gegangen. Das nicht gelöste 
Problem des Wassereintritts 
sei unbeachtet geblieben, 
obwohl es bereits seit 1912 
bekannt war. Strittig bleibt 
wohl vor allem die Zuordnung 
der politischen Verantwort-
lichkeit, weil im Bund ebenso 
wie in Niedersachsen die Re-
gierungen seit der Einlagerung 
von rund 126.000 Atommüll-
fässern in den frühen 1970er 
Jahren mehrfach wechselte.

Die CDU- und FDP-Abgeord-
neten befürworten eine Ber-
gung des Atommülls aus der 
Asse und lehnen damit die 
Einschätzung des Vorsitzen-
den der „Entsorgungskommis-
sion“ des Bundes, Michael 
Sailer, ab. Dieser hatte zuvor 
verkündet, eine Rückholung 
sei „unmöglich“. Der frühere 
SPD-Bundesumweltminister 
Sigmar Gabriel warf Sailer 
Befangenheit vor. Er verunsi-
chere mit seinem seit vier Jah-

ren wiederholten Vorschlag, 
den Atommüll in der Asse 
einzubetonieren, nur die Bür-
ger. Der niedersächsische

Der Einfluß von freigesetzter 
Radioaktivität aus auf dem 
Meeresgrund versenkten Ab-
fallbehältern auf die Nah-
rungskette wird von der deut-
schen Bundesregierung als ge-
ring eingestuft. In ihrer Ant-
wort vom 27. August 2012 [1]
auf eine Kleine Anfrage der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen bezieht sich die Regierung 
auf eine wissenschaftliche 
Untersuchung aus dem Jahr 
2003 [2], wonach sich die Ge-
samt-Plutonium-Aktivität in 
dem Gebiet, in dem die radio-
aktiven Abfallfässer bis 1982 
versenkt wurden, nicht „signi-
fikant von der des Vergleichs-
gebietes oder des übrigen At-
lantiks“ unterscheidet. „Der 
Einfluss der aus den Fässern 
freigesetzten Aktivität auf die 
Nahrungskette in Sediment-
Nähe ist im Vergleich zu der 
vom globalen Kernwaffen-
fallout in dieser Tiefe ange-
kommenen Aktivität als ge-
ring einzustufen“, schreibt die 
Regierung. Sie geht jedoch 
davon aus, dass die insgesamt 
480 Fässer, die von Deutsch-
land im Atlantik versenkt 
wurden, „zumindest teilweise 
nicht mehr intakt sind und 
Radionuklide freigesetzt wur-
den“. Denn die Fässer „waren 
nicht konzipiert, um einen 
dauerhaften Einschluss der 
Radionuklide am Meeresbo-
den zu gewährleisten“, 
schreibt die Bundesregierung.
Die Londoner Convention 
1972 (LC72) verabschiedete 
im November 1993 ein voll-
ständiges Verbot der Entsor-
gung radioaktiver Abfälle und 
anderer radioaktiver Stoffe auf 

See. Danach wurde das Um-
weltmonitoring in den versen-
kungsgebieten eingestellt. Die 
letzte Fahrt eines deutschen 
Forschungsschiffes „in die 
‚Versenkungsgebiete‘ zur Ge-
winnung von Proben mariner 
Biota“ fand der Bundesregie-
rung zufolge im Jahr 2005 
statt, „wobei die Ergebnisse 
der Plutonium-Messungen 
dieser Probenahmekampagne 
aufgrund technischer Defekte 
unbrauchbaren waren“, wird 
erklärt. Das Bundesamt für 
Seeschifffahrt und Hydrogra-
phie (BSH) führe darüber hin-
aus „im Rahmen der Radioak-
tivitätsüberwachung in der 
Nordsee regelmäßig Monito-
ringfahrten“ durch, bis in den 
Ärmelkanal führten diese „zu-
letzt im August 2009“. Die 
Überwachungsdaten enthiel-
ten keinerlei Hinweise auf 
Emissionen aus den Versen-
kungsgebieten, heißt es. Die 
Bundesregierung gehe „davon 
aus, daß in den letzten 20 
Jahren in den Versenkungs-
gebieten Messungen durchge-
führt wurden“, wobei „für die 
Kontrolle des Ärmelkanals die 
britischen Behörden zustän-
dig“ seien.
In ihrer Kleinen Anfrage hat-
ten die Grünen auf einen Be-
richt des ARD-Fernsehmaga-
zins „Report Mainz“ vom 1. 
November 2011 über die Pro-
blematik von im Meer ver-
senkten Atommüllfässern ver-
wiesen. Demnach wurden bis 
1982 von neun Staaten, dar-
unter auch Deutschland, an 15 
Stellen im Nordostatlantik 
insgesamt 114.726 Tonnen 
schwach- und mittelradioak-

tive Abfälle in 222.732 Fäs-
sern versenkt [3,4]. Die ver-
antwortlichen Regierungen 
gingen damals davon aus, daß 
der radioaktive Abfall in 
4.700 Metern Tiefe „beseitigt“ 
sei. Man nahm an, daß 
eventuell ausdringende radio-
aktive Stoffe im Ozean „ver-
dünnt“ würden. Dieser Stand-
punkt wird heute offenbar 
weiterhin vertreten; er ent-
spricht dem der Internationalen 
Atomenergieagentur (IAEA)
aus den 1980er Jahren.
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Atommüll-
Entsorgungsstrategie

Heimlich ver-
senktes russi-
sches Atom-U-
Boot droht die 
Arktis zu ver-
seuchen
Der Arktischen See droht eine 
Atomkatastrophe. Ein defekter 
Atomreaktor eines 1981 heim-
lich versenkten U-Boots könn-
te bald durch das Eindringen 
von Meerwasser außer Kon-
trolle geraten. Das berichtete 
das ARD-Politikmagazin ‚Re-

Landtag hatte sich ebenfalls 
einstimmig für eine Bergung 
des Atommülls ausgespro-
chen. 
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Endlager Meeresgrund
Die Bundesregierung meint, der Einfluß von Radio-
aktivität von Atommüll aus dem Meer auf die Nah-
rungskette sei gering.
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